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(5) Der private Großgrundbesitz, 'der mehr als 100 
Hektar umfaßt, ist aufgelöst und wird ohne Entschä­
digung aufgeteilt.
(6) Nach Durchführung dieser Bodenreform wird den 
Bauern das Privateigentum an ihrem Boden gewähr­
leistet.

ARTIKEL 25
(1) Alle .Bodenschätze, alle wirtschaftlich nutzbaren 
Naturkräfte sowie die zu ihrer Nutzbarmachung be- = 
stimmten Betriebe des Bergbaues, der Eisen- und 
Stahlerzeugung und der Energiewirtschaft sind in 
Volkseigentum 211 überführen.
(2) Bis dahin untersteht ihre Nutzung der Aufsicht der 
Länder und, soweit gesamtdeutsche Interessen in Frage 
kommen, der Aufsicht der Republik.

ARTIKEL 26
(1) Die Verteilung und Nutzung des Bodens wird über­
wacht und jeder Mißbrauch verhütet. Die Wert­
steigerung des Bodens, die ohne Arbeits- und Kapital­
aufwendung für das Grundstück entsteht, ist für die 
Gesamtheit nutzbar zu machen.
(2) Jedem Bürger und jder Familie ist eine gesunde 
und ihren Bedürfnissen entsprechende Wohnung zu 
«ichern. Opfer des Faschismus, Schwer-Körperbehin­
derte, Kriegsgescbädigte unct Umsiedler sind dabei 
bevorzugt zu berücksichtigen.
(3) Die Erhaltung und Förderung der Ertragssicherheit 
der Landwirtschaft wird auch durch Landschafts­
gestaltung und Landschaftspflege gewährleistet.

ARTIKEL 27
(1) Private wirtschaftliche Unternehmungen, die für die 
Vergesellschaftung -geeignet sind, können durch Gesetz 
nach den für die Enteignung geltenden Bestimmungen 
in Gemeineigentum überführt werden.
(2) Auf Grund eines Gesetzes kann der Republik, den 
Ländern, den Kreisen oder Gemeinden durch Be­
teiligung an der Verwaltung oder in anderer Weise 
ein bestimmender Einfluß auf Unternehmungen, oder 
Verbände gesichert werden.
(3) Durch Gesetz können wirtschaftliche Unterneh­
mungen und Verbände auf der Grundlage der Selbst­
verwaltung zusammengeschlossen werden, um die 
Mitwirkung aller schaffenden Volksteile zu sichern, . 
Arbeiter und Unternehmer an der Verwaltung zu be­
teiligen und Erzeugung, Herstellung, Verteilung, Ver­
wendung, Preisgestaltung sowie Ein- und Ausfuhr der 
Wirtschaftsgüter nach gemeinwirtschaftlichen Grund­
sätzen zu regeln.
(4) Die Konsum-, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen­
schaften sowie die landwirtschaftlichen Genossen­
schaften und deren Vereinigungen sind unter Berück­
sichtigung ihrer Verfassung und Eigenart in die Ge­
meinwirtschaft einzugliedern.

ARTIKEL 28
(1) Die Veräußerung und Belastung von Grundbesitz, 
Produktionsstätten und Beteiligungen, die sich im 
Eigentum des Volkes befinden, bedürfen der Zustim­
mung der für ihren Rechtsträger zuständigen Volks­
vertretung. Diese Zustimmung kann nur mit zwei 
Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl erteilt werden.

ARTIKEL 29
(1) Das Vermögen und das Einkommen werden pro­
gressiv nach sozialen Gesichtspunkten unter besonderer 
Berücksichtigung der familiären Lasten besteuert.
(2) Bei der Besteuerung ist auf erarbeitetes Vermögen 
und Einkommen besonders Rücksicht zu nehmen. III.

III. Familie und Mutterschaft 
ARTIKEL 30

(1) Ehe und Familie bilden die Grundlage des Gemein­
schaftslebens. Sie stehen unter dem Schutz des Staates.
(2) Gesetze und Bestimmungen, die die Gleichberech­
tigung von Mann und Frau in der Familie beeinträch­
tigen, sind aufgehoben.

ARTIKEL 31
(1) Die Erziehung der Kinder zu geistig und körperlich 
tüchtigen Menschen im Geiste der Demokratie ist das 
natürliche Recht der Eltern und deren oberste Pflicht 
gegenüber der Gesellschaft.

ARTIKEL 32 '
(1) Die Frau hat während der Mutterschaft Anspruch1 
auf besonderen Schutz und Fürsorge des Staates.
(2) Die Republik erläßt ein Mutterschutzgesetz. Ein­
richtungen zum Schutz für Mutter und Kind sind zu 
schaffen.

ARTIKEL 33
(1) Außereheliche Geburt darf weder dem Kinde noch 
seinen Eltern zum Nachteil gereidien.
(2) Entgegenstehende Gesetze und Bestimmungen sind 
aufgehoben.

IV. Erziehung und Bildung
ARTIKEL 34

(1) Die Kunst, die Wissenschaft und ihre Lehre sind 
frei.
(2) Der Staat nimmt an ihrer Pflege teil und gewährt 
ihnen Schutz, insbesondere gegen, den Mißbrauch für 
Zv/ecke, die dpn Bestimmungen und dem Geist der 
Verfassung widersprechen.

ARTIKEL 35
(1) Jeder Bürger hat das gleiche Recht auf Bildung 
und auf freie Wahl seines Berufes.
(2) Die Bildung der Jugend sowie die geistige und fach­
liche Weiterbildung der Bürger werden auf allen Ge­
bieten des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens 
durch die öffentlichen Einrichtungen gesichert.

ARTIKEL 36
(1) Die Einrichtung des öffentlichen Schulwesens und 
die Durchführung des Schulunterrichtes, obliegen den 
Ländern. Die Republik erläßt hierzu einheitliche 
gesetzliche Grundbestimmungen. Die Republik kann 
selbst öffentliche Schuleinrichtungen schaffen.
(2) Für die Ausbildung der Lehrer erläßt die Republik 
einheitliche Bestimmungen. Die Ausbildung erfolgt an 
Universitäten oder an ihnen gleichgestellten Hoch­
schulen.

ARTIKEL 37
(1) Die Schule erzieht die Jugend im Geiste der Ver­
fassung zu selbständig denkenden, verantwortungs­
bewußt handelnden Menschen, die fähig und bereit 
sind, sich in das Leben der Gemeinschaft einzuordnen.
(2) Als Mittlerin der Kultur hat die Schule die Auf­
gabe, die Jugend im Geiste des friedlichen und freund­
schaftlichen Zusammenlebens der Völker und einer 
echten Demokratie zu wahrer Humanität zu erziehen.
(3) Die Eltern wirken bei der Schulerziehung ihrer 
Kinder durch EHernbeiräte mit.

ARTIKEL 3S
(1) Allgemeine Schulpflicht besteht bis zum vollendeten 
18. Lebensjahr. Nach Beendigung der für alle Kinder 
obligatorischen Grundschule erfolgt die Weiterbildung 
in der Berufsschule oder Fachschule, in der Oberschule 
und anderen öffentlichen Bildungseinrichtungen. Der 
Besuch der Berufsschule ist Pflicht aller Jugendlichen 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahre, .wenn sie keine 
andere Schule besuchen. Privatschulen als Ersatz für 
öffentliche Schulen sind unzulässig.
(2) Die Berufs- und Fachschulen dienen der allgemei­
nen und beruflichen Weiterbildung.
(3) Die Oberschule bereitet für die Hochschule vor. 
Der Weg zur Hochschule führt jedoch nicht nur über 
die Oberschule, sondern auch über andere öffentliche 
Bildungsanstalten, die zu diesem Zweck auszubauen 
oder zu schaffen sind.
(4) Allen Bürgern ist durch Vorstudienanstalten der 
Besuch der Hochschule zu ermöglichen.


